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Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, 
Umwelt und Natur 
 

23. Wolfsmanagement notwendig, aber teuer 
 
In Schleswig-Holstein leben aktuell 15 bis 20 Wölfe. Sie sind 
gesetzlich geschützt. 21 hauptamtliche Mitarbeiter im Umfang 
von 4,5 Vollzeitstellen und - bei Bedarf - bis zu 70 ehrenamtliche 
Wolfsbetreuer beraten Nutztierhalter über mögliche Schutzmaß
nahmen und kümmern sich um die Abwicklung von Schadens-
fällen. Das Umweltministerium beobachtet die Entwicklung des 
Bestands in einem Wolfsmonitoring intensiv und entschädigt die 
Tierhalter bei einem Wolfsriss. 
 
Das Zusammentreffen von Wölfen und Weidetieren birgt Konflikte, 
die entschärft werden müssen. Dafür fördert das Umweltministe
rium Schutzmaßnahmen für Weidetiere.  
 
Das Wolfsmanagement kostet durchschnittlich 1,5 Mio. € pro Jahr. 
55 % davon sind Verwaltungskosten. Die Aufgaben werden z. T. 
gemeinsam vom Umweltministerium und Landesamt für Umwelt 
wahrgenommen. Sie sollten dort gebündelt werden.  
 
Das Umweltministerium sollte den Einsatz von Fördermitteln aus 
der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz  
prüfen, um das Wolfsmanagement soweit wie möglich aus Bun
desmitteln zu finanzieren und damit Landesmittel zu sparen. 
 
Außerdem sollte sich das Umweltministerium dafür einsetzen, 
die Standards des Wolfsmonitorings zu senken. Dies würde 
ebenfalls die Kosten des Wolfsmanagements senken. 
 

23.1 Trotz hoher Aufwendungen bleibt Akzeptanz bei Weidetierhaltern 
gering 
 
Wölfe sind eine streng geschützte Tierart.1, Seit 2000 besiedeln Wölfe 
Deutschland erneut. Die Wolfspopulation ist seither mit regionalen Schwer-
punkten gewachsen. In Schleswig-Holstein leben mit aktuell 2 bis 
3 Rudeln und insgesamt 15 bis 20 Tieren vergleichsweise wenig Wölfe.  
 
Das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur  
(Umweltministerium) überwacht die Ausbreitung des Wolfs. Es fördert 

                                                      
1 Washingtoner Artenschutzabkommen, https://www.bfn.de/regelungen sowie Berner Kon

vention, https://rm.coe.int/1680078b1b. 

https://www.bfn.de/regelungen
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Maßnahmen zum Schutz von Weidetieren und entschädigt durch den Wolf 
entstandene Schäden.1 Ziel der Maßnahmen ist ein möglichst konfliktfrei
es Zusammenleben mit dem Wolf sowie eine erhöhte Akzeptanz für den 
Wolf. 
 
Zwischen 2019 und 2023 hat das Umweltministerium insgesamt 3,2 Mio. € 
an Landesmitteln für wolfsabweisende Zäune und für sogenannte Herden
schutzpakete für den Notfall aufgewendet. Im selben Zeitraum wurden 
insgesamt 222.400 € Entschädigungen für 672 geschädigte Nutztiere  
gezahlt, d. h. durchschnittlich 331 € pro geschädigtem Tier einschließlich 
Tierarztkosten. 
 
Zwischen 2019 und 2023 sind die Entschädigungsleistungen von 108.100 € 
auf 27.700 € gesunken. Dies bewertet das Umweltministerium als Beleg für 
den Erfolg der Schutzmaßnahmen. 
 
Trotz des hohen Einsatzes des Umweltministeriums beim Wolfsmanage
ment bleibt die Akzeptanz für den Wolf bei Weidetierhaltern nach Erkennt
nissen des LRH gering. Dies belegen auch zunehmende Forderungen, 
Wölfe, die Nutztiere gerissen haben, einfacher töten zu können.  
 
Voraussetzung für eine einfachere Entnahme ist die Änderung des natur
schutzrechtlichen Schutzes des Wolfs. Ein erster Schritt dahin wurde auf 
Ebene der Berner Konvention, einem 1979 verabschiedeten völkerrecht-
lichen Vertrag des Europarats zum Schutz europäischer wildlebender Tiere 
und Pflanzen, bereits gemacht. Der ständige Ausschuss der Berner Kon
vention hat am 03.12.2024 zugestimmt, den Schutzstatus für den Wolf von 
„streng geschützt“ in „geschützt“ herabzustufen.2 Im nächsten Schritt ist 
eine Änderung der europäischen Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen3 erforderlich. 
Danach muss das nationale Recht angepasst werden. Bis dahin gilt wei
terhin der strenge Schutzstatus.  
  
Nach Änderung der Rechtsgrundlagen sollte das Umweltministerium sein 
Bestandsmanagement für den Wolf überarbeiten.  
 

                                                      
1 Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen von Maßnahmen für verschiedene Maß

nahmen zur Sicherung des Bestandes zu- und durchwandernder Wölfe in Schleswig-
Holstein (Wolfsrichtlinie) vom 19.02.2019, Amtsbl. Schl.-H. 2019, S. 338. 

2 https://www.coe.int/de/web/portal/-/bern-convention-standing-committee-approves-eu-
proposal-to-modify-wolf-protection. 

3 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, FFH-
RL), Amtsbl. EU vom 22.07.1992, S. 7, in der konsolidierten Fassung vom 01.07.2013. 
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Das Umweltministerium weist auf die generell schwierige Messung von 
Akzeptanz hin. Ziel sei, dass die Weidetierhalter sich mit der Situation 
arrangierten. 
 

23.2 Wolfsmanagement schlanker organisieren 
 
Die Aufgaben des Wolfsmanagements in der Umweltverwaltung werden in 
Form einer Projektorganisation wahrgenommen. Das Projektmanagement 
setzt sich aus einer Lenkungsgruppe und einer Projektgruppe zusammen. 
Lenkungs- und Projektgruppe bestehen aus Mitarbeitern des Umwelt-
ministeriums und des Landesamts für Umwelt (Landesamt). Der Projekt-
auftrag wurde zuletzt bis zum 31.12.2025 verlängert.  
 
Eine Projektorganisation war zu Beginn der Wiederbesiedelung durch den 
Wolf eine angemessene Organisationsform. Mittlerweile hat sich eine Wolfs-
population jedoch etabliert. Damit sind die Aufgaben des Wolfsmanage-
ments zu Daueraufgaben geworden, die in zuverlässigen Strukturen erledigt 
werden müssen. Das Umweltministerium sollte sich dabei auf ministerielle 
Aufgaben beschränken und die Aufgabenumsetzung im Landesamt bün
deln. Dies erhöht die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung. 
 
Die z. T. gemeinsame Aufgabenwahrnehmung von Umweltministerium und 
Landesamt führt zu Medienbrüchen in der elektronischen Vorgangsbear
beitung, einer unvollständigen Aktenführung und insgesamt unklaren 
Datenlage. So werden z. B. vom Landesamt elektronisch übermittelte Akten 
im Umweltministerium weiterverarbeitet und Teilakten in Papier dort neu 
angelegt. 
 
Im Wolfsmanagement sind haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter tätig. 2023 
waren insgesamt 21 hauptamtliche Mitarbeiter im Umfang von 4,5 Vollzeit-
äquivalenten (VZÄ) eingesetzt. Die Personalkosten betrugen 422.000 €.  
 
Darüber hinaus gibt es 70 ehrenamtliche Wolfsbetreuer und Rissgutachter. 
Sie beraten im Bedarfsfall Tierhalter vor Ort und dokumentieren Wolfs
schäden. Dafür erhalten sie Aufwandsentschädigungen, die 2023 bei 
12.000 € lagen.  
 
Mit dem bedarfsgerechten Einsatz und einer ausreichenden Reserve an 
ehrenamtlichen Kräften kann das Umweltministerium kurzfristig auf erhöhte 
Wolfsrisse reagieren. In ruhigen Zeiten fallen geringere Kosten an, was 
wirtschaftlich und sparsam ist. 
 
Zusätzlich werden die hauptamtlichen Mitarbeiter von externen Dienst-
leistern unterstützt, die jährliche Folgeaufträge erhalten. Diese verwalten 
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und bewerten u. a. Beobachtungsdaten von Wölfen, erstellen Monitoring-
berichte, beraten das Umweltministerium sowie Nutztierhalter und bilden 
Wolfsbetreuer aus. 2023 fielen dafür Kosten von insgesamt 172.602 € an.  
 
Die Verwaltungskosten für das Wolfsmanagement liegen bei durchschnitt
lich 808.000 € pro Jahr. Zwischen 2019 und 2023 lag ihr Anteil bei durch
schnittlich 55 % der Gesamtkosten für das Wolfsmanagement von durch
schnittlich 1,5 Mio. € pro Jahr.  
 
Ursache für den hohen Anteil an Verwaltungskosten sind z. T. die hohen 
Standards für das Wolfsmonitoring1. Sie wurden bundesweit einheitlich 
zwischen Bund und Ländern vereinbart. In den Monitoringstandards werden 
z. B. Methoden, Anforderungen an die Qualität des eingesetzten Personals 
und an die Datenqualität, ihre Interpretation und Analyse sowie die Auf-
gabenteilung zwischen Bund und Ländern festgelegt. 
 
Die hohen Standards mögen zu Beginn der Wiederbesiedelung durch den 
Wolf gerechtfertigt gewesen sein. Damals bestand ein erheblicher  
Forschungsbedarf. Mittlerweile hat sich der Wolf jedoch dauerhaft ange-
siedelt. Die Umweltverwaltung hat ausreichend Erfahrungen im Umgang 
mit dem Wolf gesammelt. 
 
Die Monitoringstandards können daher gesenkt werden. So könnten z. B. 
Untersuchungen, die bislang in 100 % der Fälle vorgenommen wurden, auf 
Stichproben beschränkt werden. Teilaufgaben, die bisher von einer erfah
renen, wissenschaftlich ausgebildeten Person wahrgenommen werden, 
könnten von erfahrenen Mitarbeitern des Wolfsmanagements erledigt wer
den. Das Umweltministerium sollte sich hierfür auf Bundesebene einsetzen, 
um die Kosten für das Wolfsmanagement insgesamt zu senken. 
 
Das Umweltministerium will sich darum bemühen, die Projektorganisa-
tion in eine dauerhafte Organisationseinheit im Landesamt für Umwelt zu 
überführen.  
 
Die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und 
Erholung habe bereits 2024 beschlossen, vor dem Hintergrund steigenden 
Aufwands Anpassungen beim Wolfsmonitoring prüfen zu lassen. 
 
Der LRH betont, dass die Entlastungen durch einfachere Monitoringstan
dards zeitnah erfolgen sollten. 
 

                                                      
1  https://www.bfn.de/publikationen/bfn-schriften/bfn-schriften-251-monitoring-von-

grossraubtieren-deutschland. 
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23.3 Haushaltsmittel ordnungsgemäß ausweisen  
 
Das Umweltministerium veranschlagt die Haushaltsmittel für Förderungen 
von Schutzmaßnahmen vor Wölfen und Entschädigungszahlungen für 
Schäden durch Wölfe zusammen in einem Haushaltstitel. 
 
Entschädigungszahlungen sind Billigkeitsleistungen nach § 53 LHO.1 Dies 
sind finanzielle Leistungen des Landes, auf die kein Anspruch besteht. Sie 
können aber aus Gründen der staatlichen Fürsorge zum Ausgleich oder 
der Milderung von Schäden und Nachteilen gewährt werden.  
 
Der Landtag als Haushaltsgesetzgeber stellt Billigkeitsleistungen „besonders 
zur Verfügung“. Hierfür ist ein eigens dafür eingerichteter Haushaltstitel 
oder ein verbindlicher Haushaltsvermerk, der den Verwendungszweck und 
die Höhe der Mittel eindeutig festlegt, erforderlich.  
 
Die gemeinsame Veranschlagung von Fördermitteln und Entschädigungs
zahlungen in einem Haushaltstitel, die nach Ermessen des Umweltministe
riums entweder als Förderung oder als Entschädigungsleistungen veraus
gabt werden können, ist unzulässig.  
 
Das Umweltministerium hat die Kritik des LRH bereits aufgegriffen und im 
Haushaltsentwurf 2025 einen eigenen Haushaltstitel für Entschädigungs
leistungen eingerichtet.  
 

23.4 Bundesmittel einsetzen 
 
Der Bund beteiligt sich über die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 
Küstenschutz (GAK) an den Kosten für den Wolfsschutz.2 Er bietet an, 
60 % der Förderung von Investitionen und laufenden Betriebsausgaben zu 
tragen.  
 
Das Umweltministerium verzichtet bislang aus verschiedenen Gründen auf 
den Einsatz von Bundesmitteln. So passten nach Auffassung des Umwelt-
ministeriums die Förderbedingungen des Bundes nicht für die hiesigen 
Gegebenheiten. Die GAK enthalte nicht alle Fördertatbestände, die in 
Schleswig-Holstein berücksichtigt würden, z. B. die Erstattung eingetretener 
Schäden. Die Förderhöchstsumme sei auf 30.000 € begrenzt. Höhere För
derungen seien in Schleswig-Holstein nicht ungewöhnlich. Zudem sei der 
finanzielle Mehrbedarf für die Förderung laufender Betriebsausgaben für 

                                                      
1 Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO) vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

1992, S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.03.2024, GVOBl. Schl.-H. 2024, 
S. 178. 

2 https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/Foerderung-des-
laendlichen-Raumes/GAK/gak-rahmenplan-2022-2025.pdf?__blob=publicationFile&v=8. 
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wolfsabweisende Zäune in Schleswig-Holstein hoch. Auch seien die GAK-
Mittel durch andere Förderprogramme ausgeschöpft. 
 
Der LRH hält die Gründe des Umweltministeriums für nicht stichhaltig. Das 
Umweltministerium könnte z. B. die Rahmen-Förderbedingungen des Bun-
des auf die schleswig-holsteinischen Gegebenheiten anpassen. Außerdem 
werden die GAK-Mittel vom Land regelmäßig nicht ausgeschöpft. 2021 
und 2022 hat das Umweltministerium jeweils über 10 Mio. € an den Bund 
zurückgegeben.1 
 
Das Umweltministerium sollte den Einsatz von Fördermitteln aus der GAK 
prüfen, um das Wolfsmanagement in Teilen aus Bundesmitteln zu finanzie
ren und damit Landesmittel zu sparen. 
 
Das Umweltministerium will prüfen, ob der Einsatz von GAK-Mitteln trotz 
des damit vermutlich verbundenen höheren Verwaltungsaufwands wirt
schaftlich wäre. 
 
Der LRH bekräftigt, dass der Einsatz von GAK-Mitteln eine Routineauf-
gabe in vielen Fördermaßnahmen der Landwirtschafts- und Umweltverwal
tung ist. Sie kann schlank organisiert werden und zur Entlastung des Lan
deshaushalts beitragen. 

  

                                                      
1 LT-Drs. 20/700 Ziff. 2.1 und LT-Drs. 20/2104 Ziff. 2.1. 
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